
 
 

TESLA muss Vertrauen zurückgewinnen – oder ist Kontrolle besser? 
Auflagen wegen erhöhte Explosions- und Brandgefahr müssen dauerhaft erfüllt und regelmäßig überprüft 

werden. 

Die kurze Zeit von Baubeginn bis Produktion führt zu Risiken, welche weder vertuscht noch 

kleingeredet oder der Allgemeinheit auferlegt werden dürfen.  

Von drohenden Überschwemmungen der Hallen wegen nicht betriebsbereiter 

Entwässerungssysteme in der Bauphase, auslaufenden Chemieprodukten wegen fehlerhafter 

Bedienung von Tanksystemen, Bränden wegen falscher Abfallentsorgung und Gesundheitsgefahr 

wegen Austreten krebserregender Gefahrstoffe – TESLA hat ein systematisches Problem.  

Das besondere Gefahrenpotential war bekannt und führte zur staatlichen Anordnung, eine 

Werkfeuerwehr aufzustellen und auszurüsten. Das damit verbundene Anerkennungsverfahren 

umfasst die Prüfung der Angaben im Antrag des Unternehmens, eine Begehung des Betriebes, eine 

Überprüfung des Ausbildungsstandes und Ausrüstungsgrades der Betriebsfeuerwehr sowie die 

Durchführung einer Einsatzübung an einem Schwerpunktobjekt. 

Die nun über die Medien bekannt gewordenen Missstände der TESLA Werksfeuerwehr in 

Kombination mit den fehlen von Brandmeldesystemen und Sprinkleranlage lassen nur den Schluss 

zu, dass Anstelle ordnungsgemäßen Anerkennung gemäß Brandenburgischer 

Werksfeuerwehrverordnung, die zuständige Landesbehörden vorschnell und ohne ausreichende 

Prüfung eine Anerkennung als Voraussetzung des Produktionsbeginns ausgesprochen haben. 

Die Fraktion bürgerbündnis fordert, die Umsetzung der staatlichen Auflagen unverzüglich zu 

überprüfen und Missstände abzuarbeiten. Darüber hinaus sind die Vorgänge und Unterlagen der 

zuständigen Behörde, welche im Zusammenhang mit dem Anerkennungsverfahren dokumentiert, 

sind kritisch zu prüfen. Auch das Handeln von TESLA und dem beauftragten Unternehmen, welches 

im Zusammenhang mit der kontinuierlichen Erfüllung der Anerkennungsvoraussetzungen der 

Werkfeuerwehr müssen transparent und öffentlich aufgearbeitet werden.  

Wir fordern Minister Stübgen (CDU) auf, in seinem Ministerium die dazu nötigen Überprüfungen zu 

veranlassen und der Gemeindevertretung Grünheide Bericht zu erstatten. 
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